
Betrei bu n gs- u nd Gemei ndeamman namt Rafzerfeld
Obergass 17, Postfach, 8193 Eglisau

Postkonto IBAN CH32 0900 0000 8000 6109 I
betreibunqsamt@eolisau.ch
043 422 35 90

Eglisau, 11. August 2026 Betreibung Nr. 105'146
Pfändung Nr. --

Steigerungsbedi ngungen für Grundstücke

Schufdner: Segilo SA, c/o N.A.T. Services SA, Rue de Jargonnanl2,1207 Genöve

Pfandeigentümer: Segilo SA, c/o N.A.T. Services SA, Rue de Jargonnatnt2,1207 Genöve

Tag und Zeit der Steigerung: Mittwoch, 21. Oktober 2026, 14.00 Uhr

Steigerungslokal: Aula (Erdgeschoss), Schulhaus Schlafapfelbaum, Rafzerstrasse 2,8193
Eglisau

Gestützt auf eine

Betreibung auf Pfändung
Verwertungsauftrag des Betreibungsamtes
Betreibung auf Verwertung eines Grundpfandes

(Rechtshilfeauftrag)

Grundstück

Grundbuch Blatt 2005, EGRID CH143199778325, Eglisau, Sandgruebstrasse 1, 8193 Eglisau

Kataster 2694, Plan 26, Sandgrueb

Gesamtfläche, 5'928 m2

Bodenbedeckung:
Gebäude Handel, Nr. 05501263, Sandgruebstrasse 1,2'131 m2
Befestigte Fläche, 2'799 m2
Gartenanlage, 998 m2

Grenzen laut Grundbuchplan

Anmerkungen

Öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkung / Baugesetzgebung
Revers betr. Pflichtabstellplätzen im Baulinienbereich der Sandgruebstrasse
Dat. 09.04.2002, EREID CH7326-0000-001 2-30957

Öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkung / Baugesetzge.bung
Beseitigungs- bzw Anpassungsrevers wegen Parkplätze im Bauliniengebiet der Zürcherstrasse
DaL 09.0 4.2002, ERE I D C H7326-0000-00 1 2-31 049
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Steigerungsbedi ngu ngen

Offentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkung / Baugesetzgebung
Beseitigungs- bzw. Anpassungsrevers wegen Unterstände im Bauliniengebiet der Zürcherstrasse
Dat. 28.05.2003, ERE I D C H 7326-0000-00 1 2-3 1 1 50

Öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkung / Förderung der Land- und Forstwirtschaft
Mitglied der Unterhaltsgenossenschaft Eglisau
Dat.23.01.2004, EREID CH 7326-0000 --001 7-87873

Öffentl ich-rechtliche Eigentumsbeschränkung / Baugesetzgebu ng
Beseitigungs- bzw. Anpassungsrevers wegen Bauteile im Baulinienbereich
Dat. 1 1.03.2009, EREID CH7326-0000-0014-1 16Ss

Andere / Beschränkung der Verfügungsbefugnis
Grundbuchsperre
Weiteres: nicht öffentlich
Dat. 07.06.2022, EREID CH7326-0000-0020-60656

Bemerkunq zur Grundbuchsperre

Die vorliegende Versteigerung des Pfandobjektes erfolgt unter Zustimmung der Behörde, welche die Grund-
buchsperre verfügt hat. Die entsprechende Anmerkung wird deshalb, anlässlich der Eigentumsübertragung
durch das Betreibungsamt, aus dem Grundbuch gelöscht.

Rechtskräftige betreibu ngsamtl iche Schätzung

cHF 7'000'000.00

Gläubiger, auf dessen Begehren die Veruvertung erfolgt

Grundpfandgläubigerin an 1. Pfandstelle

Auflegung der Steigerungsbedingu ngen und des Lastenverzeichnisses

17. August 2026 bis 26. August 2026

Abgeändert durch Beschwerdeentscheid vom

Neu aufgelegt am
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2

3

A. Angebote und Züschlas

1 . Es besteht kein Mindestangebot nach Art. 126 SchKG

Das Grundstück wird mit allen nach dem Lastenverzeichnis darauf haftenden Belastungen
(vorgemerkte persönliche Rechte, Dienstbarkeiten, Grundlasten, Grundpfandrechte und dergleichen)
versteigert, sofern und soweit sie durch den Zuschlagspreis gedeckt sind. Die nicht fälligen
Pfandforderungen werden dem Erwerber bis zum Betrag der ZuschlaEssumme überbunden. Wo mit
diesen Belastungen eine persönliche Schuldpflicht verbunden ist, geht diese auf den Ersteigerer über
(Art. 135Abs. 1 SchKG).

Angebote, die an Bedingungen oder Vorbbhalte geknüpft sind oder nicht auf eine bestimmte Summe
lauten, werden nicht berücksichtigt.

Schriftliche Angebote vor der Steigerung sind statthaft und können unter den gleichen Bedingungen
wie mündliche berücksichtigt werden, sind aber den Teilnehmern an der Steigerung vor deren Beginn
bekannt zu geben.

Jede bietende Person hat ihren Namen und allenfalls den Namen der vertretenen Person bekannt zu
geben. Personen, die als Stellvertreter in fremdem Namen, als Mitglied einer Rechtsgemeinschaft
oder als Organ einer juristischen Person bieten, haben sich vor dem Zuschlag über ihre
Vertretereigenschaft bzw. Vertretungsmacht auszuweisen (Handelsregisterauszug, amtlich
beglaubigte Vollmacht). Vertreter von Vereinen und Stiftungen haben sich zusätzlich über ihre
Vertretungsbefugnis auszuweisen. Beistände/gesetzliche VertreterA/orsorgebeauftragte, die für
hilfsbedürftige Personen bieten, haben die Ernennungsurkunde sowie die Zustimmung der
zuständigen Kindes- und Enrvachsenenschutzbehörde vorzuweisen.

Hinweise zur Vertretereigenschaft und Vertretungsbefugnis:

a) Handelsgesellschaften und Genossenschaften haben unmittelbar vor dem Zuschlag einen
aktuellen Handelsregisterauszug vorzulegen, woraus die Vertretereigenschaft ersichtlich ist.
Vertreter von Vereinen und Stiftungen und öffentlich-rechtlichen Körperschaften haben sich
durch Vorlegen der Beschlüsse der zuständigen Organe über ihre Vertretungsbefugnisse
auszu-weisen. Sind sie im Handelsregister eingetragen, so haben sie ebenfalls einen aktuellen
Handelsregisterauszug vorzulegen. Andernfalls haben sie ihre Existenz anderuveitig nachzu-
weisen. Vertretungsverhältnisse sind mittels beglaubigter Spezialvollmacht zu belegen.

b) Ehegatten haben sich mit beglaubigter Vollmacht zu vertreten. Die gesetzliche Vertretung im
Sinne von Art. 166 des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (ZGB; SR 210) ist ungenügend. Ein
Erwerb ins Gesamteigentum infolge Gütergemeinschaft der Ehegatten ist nur unter Vorlage
eines entsprechenden Ehevertrages möglich. Bei der altrechtlichen allgemeinen Güter-
gemeinschaft ist zusätzlich ein Auszug aus dem Güterrechtsregister vorzulegen, wonach der
Ehevertrag im Güterrechtsregister eingetragen ist.

c) Liegen die erforderlichen Ausweise nicht vor, kann die Steigerungsleitung das Angebot
dahinfallen lassen und durch dreimaliges Ausrufen des nächst tieferen Angebots die Steigerung
fortsetzen. Jeder Bieter bleibt bei seinem Angebot so lange behaftet, als nicht dem
Höchstbietenden der Zuschlag erteilt ist.
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Angebote für nicht mit Namen bezeichnete oder erst später zu bezeichnende Personen oder für noch
nicht bestehende juristische Personen werden nicht angenommen.

Wird das Grundstück doppelt, mit und ohne Anzeige einer Last oder mit und ohne Zugehör,
ausgeboten, so bleibt der beim ersten Ausgebot Meistbietende bei seinem Angebot behaftet bis nach
Schluss des letzten Ausgebotes.

Wenn Zugehörgegenstände mit dem Grundstück zu verwerten sind, so können der Schuldner und
jeder betreibende Gläubiger und Pfandgläubiger vor der Steigerung zunächst getrennte und hernach
gemeinsame Ausbietung von Zugehör und Grundstück verlangen. Übersteigt dabei das Ergebnis des
Gesamtrufes die Summe der Einzelangebote, so gilt der Zuschlag an die Einzelangebote als
dahingefallen (Art. 57 VZG).

Angebote, die das vorangehende nicht um mindestens CHF 50'000.00 übersteigen, bleiben unbe-
rücksichtigt.

Bieten mehrere Personen gemeinsam und erklären sie nichts anderes, so wird ihnen das Grundstück
zu Miteigentum zu gleichen Teilen zugeschlagen, und sie haften solidarisch für alle Verbindlichkeiten
aus dem Zuschlag.

Es wird ausdrücklich auf das Bundesgesetz über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im
Ausland (BewG; SR 21 1.412.41) vom 16. Dezember 1983 und auf die Verordnung über den Enverb
von Grundstücken durch Personen im Ausland (BewV; SR 2't1.412.411) vom 1. Oktober 1984
aufmerksam gemacht.

Nach Art. 5 BewG gelten als Personen im Ausland:

a) die folgenden Personen, sofern sie ihren rechtmässigen und tatsächlichen Wohnsitz nicht in der
Schweiz haben:
1. Staatsangehörige der Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder der Europäischen

Freihandelsassoziation ;

2. Staatsangehörige des Vereinigten Königreichs von Grossbritannien und Nordirlands, die von
Artikel 22 Ziffer 2 des Abkommens vom 25. Februar 2019 zwischen der Schweizerischen
Eidgenossenschaft und dem Vereinigten Königreich von Grossbritannien und Nordirland
Über die Rechte der Bürgerinnen und Bürger infolge des Austritts des Vereinigten
Königreichs aus der Europäischen Union und des Wegialls des Freizügigkeitsabkommens
erfasst werden;

abis) Staatsangehörige anderer ausländischer Staaten, die nicht das Recht haben, sich in der
Schweiz niederzulassen;

b) juristische Personen oder vermögensfähige Gesellschaften ohne juristische Persönlichkeit, die
ihren statutarischen oder tatsächlichen Sitz im Ausland haben;

c) juristische Personen oder vermögensfähige Gesellschaften ohne juristische Persönlichkeit, die
ihren statutarischen und tatsächlichen Sitz in der Schweiz haben und in denen Personen im
Ausland eine beherrschende Stellung innehaben;

d) natürliche und juristische Personen sowie vermögensfähige Gesellschaften ohne juristische
Persönlichkeit, die nicht Personen im Ausland nach den Buchstaben a, abis und c sind, wenn sie
ein Grundstückfür Rechnung von Personen im Ausland erwerben.

Ersteigerer von Grundstücken, die aufgrund der vorstehend genannten Kriterien als Personen im
Ausland gelten, werden darauf hingewiesen, dass der Grundstückeruverb als solcher bewilligungs-
pflichtig ist.

5.

6.

7
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Keiner Bewilligung bedarf der Erwerb, wenn

a) das Grundstüek als ständige Betriebsstätte eines Handels-, Fabrikations- oder eines anderen
nach kaufmännischer Art geführten Gewerbes, eines Handwerksbetriebes oder eines freien
Berufes dient; oder

b) das Grundstück dem Enrverber als natürlicher Person als Hauptwohnung am Ort seines
rechtmässigen und tatsächlichen Wohnsitzes (im Sinne seines Lebensmittelpunktes) dient;
oder

c) eine Ausnahme nach Art. 7 BewG vorliegt.

Ersteigert jemand ein Grundstück in einer Zwangsversteigerung, so hat er der Steigerungsbehörde
nach dem Zuschlag schriftlich zu erklären, ob

a)

b)
c)

er eine Person im Ausland ist, namentlich ob er auf Rechnung einer Person im Ausland handelt
und falls ja, ob ihm
das Grundstück der Ausübung einer wirtschaftlichen Tätigkeit dient oder
das Grundstück ihm als natürliche Person als Hauptwohnung am Ort seines rechtmässigen und
tatsächlichen Wohnsitzes dient.

der Ersteigerer nachweist, dass das Grundstück für die Ausübung einer wirtschaftlichen
Tätigkeit eines Unternehmens dient;
er bei einem Grundstück, das nicht überbaut ist, schriftlich erklärt, es zu diesem Zwecke zu
überbauen;
die Landreserven für einen Ausbau des Unternehmens einen Drittel der gesamten Fläche nicht
übersteigen.

Besteht Gewissheit über die Bewilligungspflicht und liegt noch keine rechtskräftige Bewilligung vor
oder lässt sich die Bewilligungspflicht ohne nähere Prüfung nicht ausschliessen, so räumt die
Steigerungsbehörde dem Enrverber unter Mitteilung an den Grundbuchverwalter eine Frist von 20
Tagen ein, um:

a) die Bewilligung für den Erwerb oder die Feststellung einzuholen, dass der Enverber keiner
Bewilligung bedarf;

b) den Kaufpreis sicherzustellen, wobei für die Dauer der Sicherstellung ein jährlicher Zins von 5
Prozent zu entrichten ist;

c) die Kosten einer erneuten Versteigerung sicherzustellen.

Handelt der Erwerber nicht fristgerecht oder wird die Bewilligung rechtskräftig verweigert, so hebt die
Steigerungsbehörde unter Mitteilung an den Grundbuchverwalter den Zuschlag auf und ordnet eine
neue Versteigerung an (Art. 19 Abs. 3 BewG). Vorbehalten bleibt die Beschwerde im Sinne von Art.
19 Abs. 4 BewG.

Wird bei der erneuten Versteigerung ein geringerer Erlös erzielt, so haftet der erste Ersteigerer für den
Ausfall und allen weiteren Schaden (Art. 19 Abs. 5 BewG).

lm Übrigen gelten die Zahlungsbedingungen nach Massgabe dieser Steigerungsbedingungen.

Erfolgt dagegen ein Erwerb nach Art. 2 Abs. 2 lil. a BewG (Betriebsstätte), so verzichtet die
Steigerungsbehörde auf die Venveisung des Ersteigerers an die Bewilligungsbehörde zur Abklärung
der Bewilligungspflicht, wenn:

a)

b)

c)

Ebenso verzichtet die Steigerungsbehörde auf die Verweisung des Ersteigerers an die Bewilligungs-
behörde zur Abklärung der Bewilligungspflicht, wenn ein Eruverb nach Art. 2 Abs. 2 lit. b BewG
(Hauptwohnung) erfol gt, sofern :

a) der Ersteigerer eine gültige Aufenthaltsbewilligung zur Wohnsitznahme (Ausländerausweis B,
Art. 5 Abs. 2 BewV) oder eine andere entsprechende Berechtigung (Art. 5 Abs. 3 BewV) vorlegt;

b) er schriftlich erklärt, das Grundstück als Hauptwohnung zu enverben;
c) die Fläche des Grundstücks 3'000 m2 nicht übersteigt.
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lm Übrigen wir.d auf das Merkblatt des Bundesamtes für Justiz
https://www.bi.admin.ch/dam/data/bi/wirtschaft/qrundstueckerwerb/lex-d.pdf verwiesen."

B. Kosten und Zahlung

8, Der Ersteigerer hat auf Anrechnung am Zuschlagspreis zu bezahlen

a) die nach Ausweis des Lastenverzeichnisses fälligen, durch vertragliches oder gesetzliches
Pfandrecht gesicherten Kapitalforderungen und die fälligen Kapitalzinse mit Einschluss der
Verzugszinse und Betreibungskosten;

b) die Verwaltungskosten, soweit sie nicht aus den eingegangenen Erträgnissen Deckung finden;

c) die Verwertungskosten (mit Einschluss einer allfälligen Grundstückgewinnsteuer und/oder Mehr-
wertsteuer, siehe Ziffer 19) sowie die Verteilungskosten;

d) den allfälligen den Gesamtbetrag der grundversicherten Forderungen übersteigenden Mehrerlös.

9. Zusätzlich zum Zuschlagspreis hat der Ersteigerer zu übernehmen bzw. zu bezahlen

a) die Kosten des Eigentumsübergangs im Grundbuch und der in Bezug auf Grundpfandrechte,
Dienstbarkeiten usw. erforderlichen Löschungen und Anderungen im Grundbuch und in den
Pfandtiteln. Dazu gehören auch die Kosten der Löschung untergegangener Pfandtitel (Art. 69
VZG) und die Kosten der vorgängigen Eintragung des Schuldners als Eigentümer (Art. 66 Abs. 5
vzc).

b) die im Zeitpunkt der Versteigerung noch nicht fälligen und deshalb im Lastenverzeichnis nicht
aufgeführten Forderungen mit gesetzlichem Pfandrecht (Gebäudeversicherungsprämien und
dergleichen), ferner die laufenden Abgaben für Wasser, Elektrizität, Abfuhrwesen usw.

10. Hinsichtlich der laufenden Zinse der dem Ersteigerer überbundenen Kapitalien wird bestimmt:

Die bis zum Steigerungstag laufenden Zinse der überbundenen Kapitalforderungen werden dem
Ersteigerer ohne Abrechnung am Zuschlagspreis überbunden. Die im Zeitpunkt der Steigerung
laufenden, noch nicht fälligen Erträgnisse, hängenden und stehenden Früchte sowie nicht fälligen
Miet- und Pachtzinse fallen dem Ersteigerer zu.

11 Der Schuldner einer überbundenen Schuld aus Grundpfandverschreibung oder aus Schuldbrief wird
frei, wenn ihm der Gläubiger nicht innert einem Jahr nach dem Zuschlag erklärt, ihn beibehalten zu
wollen (vgl. Art. 832 Abs. 2ZGB\, Art. 135 Abs. 1 Satz 2 SchKG.
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12. Der Ersteigerer hat an der Steigerung, unmittelbar nach dem dritten Aufruf und vor dem Zuschlag,
eine unverzinsliche Anzahlung von CHF 500'000.00 wie folgt zu leisten:

a) durch Vorlegung eines unwiderruflichen Zahlungsversprechens einer dem Bundesgesetz über die
Banken und Sparkassen (Bankengesetz; BankG; SR 952.0) unterstehenden Bank zugunsten des
Betreibungsamtes Rafzerfeld, welches einzig unter der Bedingung der Erteilung des Zuschlags
stehen darf und im Übrigen unbedingt sein muss, oder

b) bis maximal CHF 100'000.00 in bar, im Übrigen gemäss lit. a oben (vgl. Art. 136 Abs. 2 SchKG).

Die Anzahlung kann auch beim Betreibungsamt Rafzerfeld im Voraus mittels Übenveisung (IBAN
CH32 0900 0000 8000 6109 9; Vermerk: Anzahlung Grundstücksteigerung Betreibung 105'146 für
den Fall des Zuschlags) hinterlegt werden.

Die Gutschrift auf dem Konto des Betreibungsamtes Rafzerfeld hat spätestens zwei Arbeitstage vor
der Versteigerung und die Hinterlegung in bar spätestens am Arbeitstag vor der Versteigerung zu
erfolgen. Erfolgt die Gutschrift bzw. Hinterlegung in bar später, gilt die Anzahlung als nicht geleistet
und ist an der Steigerung selbst wie oben beschrieben (gegebenenfalls nochmals) zu leisten. Eine
solche Vorauszahlung wird nicht verzinst und dem Einzahler innert 20 Arbeitstagen nach der
Grundstücksteigerung zurückerstattet, falls ihm das Grundstück nicht zugeschlagen wird.

Die Restzahlung auf spezielle Aufforderung des Betreibungsamtes hin, welche spätestens zwanzig
Tage nach Eintritt der Rechtskraft des Zuschlages erlassen wird, unter Ansetzung einer zehntägigen
Zahlungsfrist. Liegt das Total der Anzahlung, der Sicherstellung und des Restkaufpreises über CHF
100'000.00, so ist der Teil der Restzahlung, der (inkl. Anzahlung) diesen Betrag übersteigt, über einen
Finanzintermediär nach dem Geldwäschereigesetz vom 10. Oktober 1997 abzuwickeln.

Wird ein Zahlungstermin bewilligt, so ist die gestundete Summe bis zur Zahlung zu 5 o/ozu verzinsen.

Das Betreibungsamt behält sich das Recht vor, neben der vor dem Zuschlag zu leistenden Barzahlung
noch Sicherheit für den gestundeten Betrag zu verlangen in Form einei Bankgarantie einer Bank mit
Sitz in der Schweiz. Kann oder will der Bieter einer solchen Aufforderung an der Steigerung keine
Folge leisten, so fällt sein Angebot dahin, und es wird durch dreimaliges Ausrufen des nächst tieferen
Angebotes die Steigerung fortgesetzt (Art. 60 Abs. 2VZG).

13. Will der Ersteigerer die Restzahlung auf andere Weise, z.B. durch Schuldübernahme, Neuerung oder
Verrechnung, tilgen, so ist dem Amt innerhalb der Zahlungsfrist eine schriftliche Erklärung des
betreffenden Gläubigers über seine andenveitige vollständige Befriedigung vorzulegen. Die
Anzahlung (Zitf .12) ist in jedem Fall zu leisten.

14. Wird die Frist für die Barzahlung oder Beibringung des Ausweises über anderweitige Befriedigung
eines Gläubigers nicht eingehalten, so wird, sofern sich nicht alle Beteiligten mit einer Verlängerung
der Frist einverstanden erklären, der Zuschlag sofort aufgehoben und eine neue Steigerung
angeordnet. Der frühere Ersteigerer und seine Bürgen haften für den Ausfall und allen weiteren
Schaden. Der Zinsverlust wird hierbei zu 5 o/o berechnet. Die gemäss Ziffer 12 geleisteten Beträge und
Sicherheiten haften auch für eine allfällige Ausfallforderung im Sinne von Airt.72VZG.

15. Der Antritt des Steigerungsobjektes erfolgt mit der Anmeldung des Eigentumsüberganges zur
Eintragung im Grundbuch. Für diese Anmeldung gelten die Vorschriften der Art. 66 und 67 der
Verordnung über die Zwangsverwertung von Grundstücken (VZG). Bis zu diesem Zeitpunkt bleibt das
Grundstück auf Rechnung und Gefahr des Ersteigerers in der Verwaltung des Betreibungsamtes (Art.
137 SchKG).
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G. Gewährleistuns

16 Das Betreibungsamt übernimmt bezüglich des Grundstückes und der Zugehör keinerlei Gewähr-
leistung. ln Bezug auf das Grundstück gilt dies auch für die Baurechtskonformität, insbesondere
bezüglich der bestehenden Nutzungen.

D. Wichtiqe Hinweise

17 Schadenversicheru ngen

Betreffend privaten Versicherungsverträgen wird auf Art. 54 des Versicherungsvertragsgesetzes
(WG) aufmerksam gemacht. Wechselt der Gegenstand des Vertrages den Eigentümer, so gehen die
Rechte und Pflichten aus dem Versicherungsvertrag auf den neuen Eigentümer über. Der neue
Eigentümer kann den Übergang des Vertrags durch eine Erklärung schriftlich oder in einer anderen
Form, die den Nachweis durch Text ermöglicht, bis spätestens 30 Tage nach der Handänderung
ablehnen. Das Versicherungsunternehmen kann den Vertrag innert 14 Tagen nach Kenntnis dei
neuen Eigentümers schriftlich oder in einer anderen Form, die den Nachweis durch Text ermöglicht,
kündigen. Der Vertrag endet frühstens 30 Tage nach der Kündigung. lst mit der Handänderung eine
Gefahrserhöhung verbunden, so gelten die Artikel 28-32 WG sinngemäss.

Dem Betreibungsamt sind keine privaten Schadenversicherungen bekannt.

18. Miet-/Pachtverhältnisse/ Mobiliar

Gemäss Feststellungen des Betreibungsamtes besteht ein (mündliches resp. durch konkludentes
Verhalten entstandenes) Mietverhältnis zwischen der Schuldnerin resp. Pfandeigentümerin und der
Denner AG, Grubenstrasse 10, 8045 Zürich, für einen Teil der Liegenschaft. Dies betrifft insbesondere
ein Ladenlokal und entsprechende Lagerräumlichkeiten.

Dem Betreibungsamt liegen keine schriftlichen Mietverträge vor. Aus diesem Grund können auch
keine genaueren Angaben zu den von diesem Mietverhältnis umfassten Räumlichkeiten und
vereinbarten tatsäihlich vereinbarten Mietzinsen gemacht werden. Die Schuldnerin bestätigte mit E-
Mail vom 6. Juli 2026, dass keine schriftlichen Mietverträge abgeschlossen worden seien.

Es ist demnach zwar von einem unbefristeten, aber nicht von einem langfristigen Mietverhältnis
auszugehen. Solche Mietverhältnisse gehen von Gesetzes wegen (Art. 261 Abs. 1 i.V.m. Art. 50 VZG)
auf den Enrverber über. Das Mietverhältnis unterliegt somit den ordentlichen gesetzlichen Kündigungs-
fristen von Art. 266d OR.

Mietzinseinnahmen

CHF 1 1'935.25 pro Monat (wird regelmässig an das Betreibungsamt bezahlt).

Aktueller Saldo des Mietzinskontokorrentes per 1 1 . August 2026: CHF 313'249.55.

Die Denner AG hat sich zudem (gegenüber der Schuldnerin resp. Pfandeigentümerin) bereit erklärt,
die Hauswartung für das Objekt zu übernehmen. lm Gegenzug wurde eine jährliche Mietzinsreduktion
von CHF 40'000.00 vereinbart. Ob dieser Betrag in den monatlichen Mietzinszahlungen bereits in
Abzug gebracht worden ist, entzieht sich der Kenntnis des Betreibungsamtes.

Allfällige am Tag der Steigerung im Steigerungsobjekt vorhandene Fahrhabe, Möbel, Wasch-
maschine, weitere bewegliche Sachen etc., werden nicht mitversteigert und sind im Steigerungspreis
nicht eingeschlossen. Es ist ausschliesslich Sache des Ersteigerers, sich mit der heutigen Schuldnerin
und Pfandeigentümerin über einen allfälligen Abtransport resp. über eine allfällige Übernahme
vorhandener Fahrhabe zu einigen.
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19. Grundstückgewinnsteuer / Mehnrvertsteuer

19.1 Grundstückgewinnsteuer

Hinsichtlich der aus dieser Zwangsversteigerung allenfalls entstehenden Grundstückgewihnsteuer
wird ausdrücklich auf die nachfolgenden Punkte aufmerksam gemacht:

19.1.1 Das Grundsttick haftet der Gemeinde Eglisau als Pfand für die aus dieser Versteigerung
allenfalls entstehende Grundstückgewinnsteuer (Art. 836 ZGB, S 208 Steuergesetz und g
194lit. e EG zum ZGB).

19.1.2 Die Grundstückgewinnsteuerforderung, welche gemäss S 216 Abs. 1 Steuergesetz in
Verbindung mit Art. 656 Abs. 2ZGB im Zwangsvenrvertungsverfahren von Grundstücken erst
im Zeitpunkt des Zuschlages entsteht und gemäss $ 71 der Verordnung zum Steuergesetz
am 90. Tag nach der Handänderung fällig wird, ist aus diesen Gründen im Lastenverzeichnis
nicht aufgeführt.

19.1 .3 Mit Entscheid vom 6. Juni 1 996 (BGE 122lll 246 ff .) befand das Bundesgericht, dass die bei
der Venvertung in der Betreibung auf Grundpfandverwertung anfallende Grundstück-
gewinnsteuer im sinne von Art. 157 Abs.1 schKG (i.V.m. Art. 144 Abs. 3 SchKG) als
Verwertungskosten zu betrachten sind. Diese sind vom Bruttosteigerungserlös abzuziehen
und zu bezahlen, bevor der Nettosteigerungserlös im Sinne von Art. 157 Abs.2 SchKG
(i.V.m. At"l,144 Abs. 4 SchKG) an die Gläubiger verteilt wird.

19.1.4 Verfahren nach erfolgter Verwertung

a) Nach erfolgter. Venrvertung ersucht das Betreibungsamt das Steueramt Eglisau, dem
Betreibungsamt innert einer Frist von 10 Tagen den aus der Venivertung angefallenen
mutmasslichen Steuerbetrag mitzuteilen, oder diesem innert der gleichen Frist bekannt
zu geben, dass aus dieser Zwangsverwertung keine Grundstückgewinnsteuer
geschuldet ist.

b) Steht fest, dass eine Grundstückgewinnsteuer geschuldet ist, wird der mitgeteilte
Betrag im Sinne des obenenvähnten Bundesgerichtsentscheides vor der Verteilung des
Steigerungserlöses an die Pfandgläubiger vom Bruttosteigerungserlös in Abzug
gebracht, ungeachtet der für die Berechnung des Mindestzuschlagspreises, resp.
Deckungsprinzipes geltenden Bestimmungen (Art. 142ai.Y.m.126 Abs. 1 SchKG und
Art. 53 i.V.m. Art. 102VZG sowie Art. 157 i.V.m. Aut.144 SchKG).

c) Gleichzeitig weist das Betreibungsamt die steuerpflichtige Person (Schuldner) mit
separater Verfügung an - (mit Kopie an das Steueramt) -, innerhalb von 30 Tagen nach
der Handänderung dem Gemeindesteueramt eine Steuererklärung einzureichen (S 226
Steuergesetz i.V.m. $ 70 der Verordnung zum Steuergesetz).

d) Grundstückgewinnsteuerforderungen, welche dem Betreibungsamt nicht innerhalb der
erwähnten Frist eingegeben werden, oder zu einem späteren Zeitpunkt mitgeteilte
höhere Beträge, als ursprünglich angemeldet, werden nicht mehr in die Verteilung
einbezogen. Der Ersteigerer wird darauf hingewiesen, dass das Grundstück der
Gemeinde Eglisau als Pfand, auch für solche nicht aus dem Steigerungserlös bezahlte
Grundstückgewinnsteuern haftet.

e) Die Uberweisung des Steuerbetrages an das Steueramt erfolgt nach rechtskräftiger
Steuerveranlagung. Bis zu diesem Zeitpunkt wird der Steuerbetrag vom
Betreibungsamt zurückbehalten.

0 Ergibt sich erst nach erfolgter Verteilung des Veruvertungserlöses, dass keine
Grundstückgewinnsteuer geschuldet gewesen wäre, obwohl aufgrund der Mitteilung
des Steueramtes eine solche in der Verteilung mitberücksichtigt worden ist, oder wird
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nachträglich der seinerzeitige Steuerbetrag reduziert, hat das Steueramt den gesamten
Steuerbetrag, resp. Differenzbetrag - zuzüglich Zins - dem Betreibungsamt im
Sinne der bundesgerichtlichen Rechtsprechung zur Nachverteilung zurückzuerstatten
(BGE 129 il246ff.).

19.2 Mehnvertsteuer

19.2.1 Mit Entscheid vom 10. Januar 2003 (BGE 129 lll 200 ff.) stellte das Bundesgericht fest, dass
die Mehrwertsteuer, die bei der Verwertung eines Grundstücks im Konkurs anfällt, aus dem
Erlös des betreffenden Grundstücks vorab zu decken ist. ln Anlehnung an die
bundesgerichtliche Rechtsprechung, dass sowohl im Konkurs (BGE 120 Ill 153 ff.) als auch
in der Grundpfandbetreibung (BGE 122 lll 246 ff.) die Grundstückgewinnsteuer zu den
Venarertungskosten gehört (BlSchK 2003, S. 74 Ziff. 3.1), gilt dies bezüglich der
Meh nirrertsteuer auch i n der Verwertu n g i nfol ge G ru nd pfand betrei bu n g.

19.2.2 Verfahren nach erfolgter Verwertung

a) Nach erfolgter Verwertung ersucht das Betreibungsamt die Eidgenössische
Steuerverwaltung, Hauptabteilung Mehruvertsteuer, Schwarztorstrasse 50, 3003 Bern,
dem Betreibungsamt innert einer Frist von 10 Tagen mitzuteilen, ob aus der Zwangs-
verwertung eine Mehnvertsteuer geschuldet ist, oder nicht.

b) Steht fest, dass eine Mehrwertsteuer geschuldet ist, wird die Mehrwertsteuer im Sinne
des obeneruvähnten Bundesgerichtsentscheides, vor der Verteilung des Steigerungs-
erlöses an die Pfandgläubiger, vom Bruttosteigerungserlös in Abzug gebracht,
ungeachtet der für die Berechnung des Mindestzuschlagspreises, resp. Deckungs-
prinzipes geltenden Bestimmungen (Art. 142ai.V.m. 126 Abs. 1 SchKG und Art. 53
i.V.m. Art. 102 VZG sowie Art. 157 i.V.m. Art. 144 SchKG). Die Steuer wird vom
Zuschlagspreis berechnet.

Der Steuersatz beträgt zurzeit 8,1 % (vgl. Art. 25 Abs. 1 MWSTG [SR 641.20]).

c) Gleichzeitig weist das Betreibungsamt die steuerpflichtige Person (Schuldner) mit
separater Verfügung an (mit Kopie an die Eidgenössische Steuervenivaltung), die
Mehrwertsteuer mit der Eidgenössischen Steuervenrvaltung abzurechnen. Nach Erhalt
der rechtskräftigen Steuerveranlagung hat die steuerpflichtige Person dem
Betreibu ngsamt umgehend den geschuldeten Steuerbetrag mitzuteilen.

d) Die Übenveisung des Steuerbetrages an die Eidgenössische Steuervenivaltung erfolgt
nach rechtskräftiger Steuerveranlagung. Bis zu diesem Zeitpunkt wird der Steuerbetrag
vom Beheibu ngsamt zurückbehalten.

e) Ergibt sich erst nach erfolgter Verteilung des Venvertungserlöses, dass keine
Mehruvertsteuer geschuldet gewesen wäre, obwohl aufgrund der Mitteilung der
Eidgenössischen Steuerverwaltung eine solche in der Verteilung mitberücksichtigt
worden ist, oder wird nachträglich der seinerzeitige Steuerbetrag reduziert, hat die
Eidgenössische Steuerverwaltung den gesamten Steuerbetrag, resp. Differenzbetrag -
zuzüglich Zins - dem Betreibungsamt im Sinne der bundesgerichtlichen
Rechtsprechung zur Nachverteilung zurückzuerstatten (BGE 1 29 lll 246'tf .).

19.3 Geltungsbereich

Die in den Ziffern 19.1 und 19.2 aufgeführten Bestimmungen gelten nicht nurfür das Verwertungs-
verfahren infolge Grundpfandbetreibung, sondern finden auch Anwendung in der Zwangsverwertung
von Grundstücken infolge Pfändung.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Bestimmungen betreffend das Deckungsprinzip, resp. für die
Berechnung des Mindestzuschlagspreises nur für den Steigerungszuschlag gelten und bei der
Verteilung des Steigerungserlöses nicht zur Anwendung kommen. Dies vor allem auch deshalb, da in
Art. 157 Abs. 1 SchKG (i.V.m. Aft. 144 Abs. 3 SchKG) bestimmt wird, dass aus dem Erlös vorweg u.a.
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die Kosten der Venvertung bezahlt werden. Der Grundpfandgläubiger muss sich somit bei der
Verteilung einen allfälligen ,,Eingrif in den Mindestzuschlagspreis gefallen lassen.

20. Oltankinhalt

Der Öltankinhalt wird nicht mitversteigert. Der Ersteigerer hat sich diesbezüglich mit der Mieterin
(aktuell Denner AG) auseinanderzusetzen.

E. Rechtsmittel

21. Beschwerdefrist

a) Anfechtung der Steigerungsbedingungen

Eine allfällige Beschwerde gegen die Steigerungsbedingungen ist innerhalb der zehntägigen
Auflagefrist, d.h. vom 17. August 2026 bis 26. August 2026 bei der unteren kantonalen
Aufsichtsbehörde über die Betreibungsämter im Bezirk Bülach, Bezirksgericht Bülach, Postfach,
81 80 Bülach, einzureichen.

b) AnfechtungdesSteigerungszuschlages

Eine allfällige Anfechtung des Steigerungszuschlages hat innerhalb von 10 Tagen nach der
Steigerung bei der unteren kantonalen Aufsichtsbehörde über die Betreibungsämter im Bezirk
Bülach, Bezirksgericht Bülach, Postfach, 8180 Bülach, als Beschwerde zu erfolgen.

Die Beschwerde ist im Doppel einzureichen und hat eine Begründung und einen Antrag zu enthalten.
Diese Steigerungsbedingungen und allfällige Beweismittel sind beizulegen. Stillschweigen gilt als
Verzicht auf eine Beschwerde.

Betreibungsamt Rafzerfeld

, Geme
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Betreibungs- und Gemeindeammannamt Rafzerfeld
Obergass 17, Postfach, 8193 Eglisau

Postkonto IBAN CH32 0900 0000 8000 6109 I
betreibunosamt@eqlisau.ch
043 4223590

Eglisau, 11. August 2026 Betreibung Nr. 105'146
Pfändung Nr. --

Mitteilu ng des Lastenverzeich nisses

Schuldner: Segilo SA, c/o N.A.T. Services SA, Rue de Jargonnant2,1207 GenÖve

pfandeigentümer: Segilo SA, c/o N.A.T. Services SA, Rue de Jargonna nt2,1207 GenÖve

Tag und Zeit der Steigerung: Mittwoch, 21. Oktober 2026, 14.00lJhr

Steigerungslokal: Aula (Erdgeschoss), Schulhaus Schlafapfelbaum, Rafzerstrasse 2, B1g3

Eglisau

Sie erhalten nachstehend eine Abschrift des Lastenverzeichnisses betreffend des/der infolge

n Betreibung auf Pfändung
n Verwertungsauftrag des Betreibungsamtes
X Betreibunf auf Verirvertung eines Grundpfandes der Grundpfandgläubigerin an '1. Pfandstelle

zur Venruertung gelangenden Grundstücks.

Mit Bezug auf das Lastenvezeichnis werden Sie darauf aufmerksam gemacht:

2

dass die darin bezeichneten Lasten sowohl nach Bestand als nach Fälligkeit, Umfang und Rang als

von lhnen anerkannt gelten, wenn und soweit sie nicht innerhalb von 10 Tagen, vom Empfang dieser

nnielge an gerechnel scnritticn beim Betreibungsamt von lhnen bestritten worden sind;

dass namenilich auch die im Verzeichnis angegebenen Zugehörgegenstände als solche anerkannt

gelten, wenn nicht innerhalb der gleichen Frist eine Bestreitung erfolgt;

dass Sie ferner berechtigt sind, innert der gleichen Frist die Aufnahme anderer Gegenstände als

Zugehör in das Lastenveizeichnis zu verlangln, wenn Sie bei der Pfändung dazu keine Gelegenheit

gehabt haben;

dass, falls die Veruvertung in einer Betreibung auf Pfandverwertung erfolgt, die lnhaber derjenigen

Grun'dpfandrechte, die den im Lastenverzeichnis enthaltenen Dienstbarkeiten, Grundlasten und nach

Art. gSg ZGB vorgemerkten Rechten im Range vorgehen, innert der .gleichen Frist beim

Betreibungsamt scniifttich den Doppelaufruf des Grundstücks nach Art. 142 SchKG verlangen

können. Ergibt sich der Vorrang nicht aus dem Lastenverzeichnis selbst, so ist eine ihn

anerkennende Erklärung des lnAabers des betreffenden Rechtes beizubringen oder vorerst

innerhalb von 10 tage"n, vom Empfang dieser Anzeige an gerechnet, gerichtliche Klage auf

Feststellung des Vorranges anzustrengen.

3.

4
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Lastenverzeichnis

Auszug aus der Verordnung über die Zwangsvenvertung von Grundstücken (VZG)

Art.34:
1 ln das Lastenverzeichnis sind au2unehmen:
a. die Bezeichnung des zu versteigernden Grundstückes und allfällig seiner Zugehör (Art. 11 hiervor),

mitAngabe des Schätzungsbetrages, wie in der Pfändungsurkunde enthalten;

b. die im Grundbuch eingetägenen sowie die auf Grund der öffentlichen Aufforderung (Art. 29 Abs.2

und 3 hiervor) angämeläeten Lasten (Dienstbarkeiten, Grundlasten, Grundpfandrechte uld
vorgemerkte persOnliche Rechte), unter genauer Verweis.ung auf die Geg-enstände, auf die sich die

einzelnen Lasten beziehen, unO init RngäOe des Rangverhältnisses der Pfandrechte zueinan9g, u19 
,

zu den Dienstbarkeiten und sonstigen Lasten, soweif sich dies aus dem Grundbuchauszug (Art. 28

hiervor) oder aus den Anmeldungen ergibt. Bei Pfandforderungen sind die zu Überbindenden und die

falligen Beträge (Art. 13s SCÄKG) je in einer besonderen Kolonne aufzuführen. Weicht die

Anüeldung eiÄer iast vom lnhalt des Grundbuchauszuges ab, so ist auf die Anmeldung abzustellen,

dabei abei der lnhalt des Grundbucheintrages anzugeben. lst ein Anspruch in geringerem Umfang

angemeldet worden, als aus dem Grundbuäh sich eigibt, so hat das Betreibungsamt die Anderung

odär LOschung des Grundbucheintrages mit Bewilligung des Berechtigten zu erwirken.
2 Aufzunehmen sind auch diejenigen Lasien, die vom aLreöntigten angemeldet werden, ohne dass eine

Verpflichtung zur Anmeldungi Oeitent. Lasten, die erst nach der Pfändung des Grundstückes ohne

eewittigung äes Betreibrng.imt"r in das Grundbuch eingetragen worden sind, sind unter Angabe dieses

Umstandes und mit der Beherkung in das Verzeichnis aüfzunehmen, dass sie nur berücksichtigt werden,

sofern und soweit die pfändungsgläubiger vollständig befriedigt werden (Art. 53 Abs. 3 hiernach).

Art. 35:
1 Leere pfandstellen sind bei der Aufstellung des Lastenverzeichnisses nicht zu berücksichtigen,

desgleichen im Besitze des schuldners befindliähe Eigentümerpfandtitel, die nicht gepfändet' aber nach

Artikel 13 hiervor in Verwahrung genommen worden sind (Art.815 ZGB und Art' 68 Abs' 1 Bst' a

hiernach).
2 Sind die Eigentümerpfandtitel verpfändet oder gepfändet, so dürfen sie, wenn das Grundstück selbst

gepfändet ist"und infolge dessen zur Verwertung geiangt, nicht.gesondert versteigert werden, sondern es

ist'der Betrag, auf den-der pfandtitel lautet, ooe-r iotern der Betiag, für den er verpfändet oder gepfändet

ist, kleiner isi dieser Betrag nach dem Range des Titels in das Lastenverzeichnis aufzunehmen'

Art. 36:
1 Ansprüche, die nach Ablauf der Anmeldungsfrist geltend gemacht werden, sowie Forderungen, die

keine Belastung des Grundstückes darstellen, durfän nicht in das Lastenverzeichnis aufgenommen

werden. Das Betreibungsamt hat den Ansprechern von der Ausschliessung solcher Ansprüche sofort

Kenntnis zu geben, untel Angabe der Beschwerdefrist (Art. 17 Abs. 2 SchKG).
; ir Üoiig"n"ist das Betreibringsamt nicht befugt, die Äufnah.me der in dem Auszug aus dem Grundbuch

enthaltenen oder besonders ängemeldeten Lästen in das Verzeichnis abzulehnen, diese abzuändern

oder zu bestreiten oder die Einieichung von Beweismitteln zu verlangen. Ein von .einem Berechtigten

nach Durchführung des Lastenbereinigüngsverfahrens erklärter Verzicht auf eine eingetragene Last ist

nur zu berücksichtigen, wenn die Last vorher gelöscht worden ist.
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l. Beschrieb und Schätzung des Grundstücks

Grundstück

Grundbuch Blatt2005, EGRID CH143199778325, Eglisau, Sandgruebstrasse 1,8193 Eglisau

Kataster 2694, Plan 26, Sandgrueb

Gesamtfläche, 5'928 m2

Bodenbedeckung:
Gebäude Handel, Nr. 05501263, Sandgruebstrasse 1,2'131 m2

Befestigte Fläche, 2'799 m2
Gartenanlage, 998 m2

Grenzen laut GrundbuchPlan

Anmerkungen

öffenlich-rechtliche Eigentumsbesch ränkung / Baugesetzgebu ng

Revers betr. Pflichtabslellplätzen im Baulinienbereich der Sandgruebstrasse

Dat. 09.04.2002, EREID CH7326-0000-0012-30957

öffenlich-rechtliche Eigentumsbesch ränku ng / Baugesetzgebu ng

Beseitigungs- bzw Anpassungsrevers wegen Parkplätze im Bauliniengebiet der Zürcherstrasse

oat. Og.Oa.ZOO2, EREID CH7326-0000-0012-31 049

Öffenilich-rechtliche Eigentumsbeschränkung / Baugesetzgebung

Beseitigungs- bzw. Anpassungsrevers wegen Unterstände im Bauliniengebiet der Zürcherstrasse

Dat. 28.05.2003, EREID CH7326-0000-0012-31 150

öffenlich-rechtliche Eigentumsbeschränkung / Förderung der Land- und Forstwirtschaft

Mitglied der Unterhaltsgenossenschaft Eglisau
Dat.23.01 .2004, EREID CH 7326-0000 -0017-87873

öffenlich-rechtliche Eigentu msbeschränku ng / Baugesetzgebu.ng

Äeseitig u ngs- bzw. An passu ngsrevers wegen Bauteile im Baulinienbereich

Dat. 1 1.03.2009, EREID CH7326-0000-0014-1 1655

Andere / Beschränkung der Verfügungsbefugnis
Grundbuchsperre
Weiteres: nicht öffentlich
Dat. 07.06.2022, EREID CH7326-0000-0020-60656

Bemerkunq zur GrundbuchsPerre

Die vorliegende Versteigerung des Pfandobjektes erfolgt. unter Zustimmung der Behörde, welche die

Grundbuchsperre vertUit nat.:Oie entsprechende Anmerkung wird deshalb, anlässlich der

Eigentumsübertragung äurcfr das Betreibungsamt, aus dem Grundbuch gelöscht'

Rechtskräftige betreibu n gsamtliche Schätzu n g

cHF 7'000'000.00
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Mietverhältnisse

Gemäss Feststellungen des Betreibungsamtes besteht ein (mündliches-resp. 
. 
durch konkludentes

Verhalten entstandenäi; fUietverfrältnis 
-zwischen der Schuldnerin resp' Pfandeigentümerin und der

Denner AG, Grubenstrasse 10, 8045 Zürich, für einen Teil der Liegenschaft. Dies betrifft insbesondere

"in 
LaO"nfokal und entsprechende Lagerräumlichkeiten'

Dem Betreibungsamt liegen keine schriftlichen Mietverträge vor. Aus diesem Grund können auch keine

genaueren RngäOen ,u-den von diesem MietverhältniJumfassten Räumlichkeiten und vereinbarten

tatsächlich vereinbarten Mietzinsen gemacht werden. Die schuldnerin bestätigte mit E-Mail vom 6' Juli

iOZO, d""t keine schriftlichen Mietverträge abgeschlossen worden seien'

Es ist demnach zwar von einem unbefristeten, aber nicht von einem langfristigen Mietverhältnis

auszugehen. Solche Mietverhältnisse gehen von Gesetzes wegen (Art'.261 Abs f, i.V m' Art' 50 VZG)

auf den Erwerber über. Das Mietverhältnis unterliegt somit den ordentlichen gesetzlichen Kündigungs-

fristen von Art, 266d OR.

Lastenverzeichnis

Mietzinseinnahmen

CHF 11'935.25 pro Monat (wird regelmässig an das Betreibungsamt bezahlt)

Die Denner AG hat sich zudem (gegenüber der Schuldnerin resp. Pfandeigentyt?l't) bereit erklärt; die

Hauswartung für das ool"tt zu ü-be-rnehmen. lm Gegenzug wurde eine jährliche Mietzinsreduktion von

cHF 40'OOO.00 vereinbart. ob dieser Betrag in den- monätlichen Mietzinszahlungen bereits in Abzug

gebracht worden ist, entzieht sich der Kenntnis des Betreibungsamtes'

Aktueller Saldo des Mietzinskontokorrentes per 11. August 2026: CHF 313'249'55'
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ll. Lastenverzeichnis

A. rund Forderun
bar zu

bezahlen
CHF

zu
überbinden

CHF
Gesamtbetrag

CHF
Einzelbeträge

CHF
Gläubiger und Forderungsurkunde

4',940'788.20

1'086'561.67
10'457.30

1'000.00

Unmittelbare gesetzliche
Pfandrechte

Vertragliche Pfandrechte

EFG Bank AG, Bleicherueg 8,

8001 Zürich

lm Grundbuch eingetragen: <BSl
SA, Zweigniederlassung (ZN),

Genöve, CHE-330.447 .413,
boulevard du Thöatre 8,

1204 Genöve>

Schuldbrief / Papier-
lnhaberschuldbrief
nom. CHF 6'000'000.00,
Maximalzinsfuss 10 %,

1. Pfandstelle, dat. 30.06.2014,
gekündigt

Kapitalforderung
7 o/o verfallene ZinSen seit
01.09.2023 bis 21 . 1 0.2026
Betreibungskosten
Kontoschliessungsgebü h ren

Total Grundpfand belastung

Keine.
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B. Andere Lasten
ernienstbarkeiten Grundlasten Vormerku

Rang im Verhältnis
den

Datum derlnhalt der Last
nduNr Bezeichnung der berechtigten Grundstücke

Den Grundpfandrechten
vorgehend.

Den Grundpfandrechien
vorgehend.

Den Grundpfandrechten
vorgehend.

Den Grundpfandrechten
vorgehend-

Den Grundpfandrechten

vorgehend.

Den Grundpfandrechten
vorgehend-

Den Grundpfandrechten
vorgehend.

Den Grundpfandrechten
vorgehend.

Den GrundPfandrechten
vorgehend.

Den GrundPfandrechten
vorgehend.

Den GrundPfandrechten
vorgehend.

Personaldienstbarkeit
Durchleitungsrecht für Telefonanlage
Bezirkskabel Bülach - Eglisau)
Dat.17.10.1959,
ERErD CH7326-0000-001 6-55261

Personaldienstbarkeit
Leitungsbaurecht für unterirdische
Kabelrohranlage mit Einstiegschächten
Dat. '1 8.02.1988,
EREID CH7326-0000-001 6-91 968

Grunddienstbarkeit
Gegenseitiges Fuss- und Fahrwegrecht
Dat. 06.09.1996,
ERErD CH7326-0000-001 6-75263

Personald ienstbarkeit
Durchleitungsrecht für Wasserleitung
Dat.28.05.1997,
EREIE CH7326-0000-001 9-5687 1

Personald ienstbarkeit
Durchleitungsrecht für
Kanalisationsleitu ng
Dat. 28.05.1997,
EREID CH7326-0000-001 9-56770

Grunddienstbarkeit
Baurecht fü r Schutzraum-Notausstieg
Dat. 09.04.2002,
ERErD CH7326-0000-001 6-481 62

Grunddienstbarkeit
Gegenseitiges Grenzbau- und Zugangs-
recht
Dat. 09.04.2002,
EREID CH7326-0000-001 6-48263

Personaldienstbarkeit
Öffentliches Fusswegrecht
Dat. 07.05.2003,
ERErD CH7326-0000-001 9-56669

Grunddienstbarkeit
N utzu ngsbesch ränku ng

Grunddienstbarkeit
Grenzbaurecht für Autounterstand und

Recht zur Mitbenützung der Abschluss-
wand für statische und bauliche Zwecke
mit Regelung der Unterhaltspflicht
Dat. 23.05.2003,
ERETD CH7326-0000-001 6-48465

Grunddienstbarkeit
Grenzbaurecht für Tiefgarage und

Recht zur Mitbenützung der Abschluss-
wand für statische und bauliche Zwecke
mit Regelung der Unterhaltspflicht
Dat. 23.05.2003,
EREID CH7326-0000-001 6-48566

Dienstbarkeiten

Last zugunsten Swisscom (Schweiz) AG,
mit Sitz in lttigen, UID CHE-101 .654.423

Last zugunsten Swisscom (Schweiz) AG'
.mit Sitz in lttigen, UID CHE-101 .654.423

Recht und Last zugunsten und zulasten
Blatt 1535, Kataster 2450,
EGRID CH899977773127,
Grundbuch Eglisau und Blatt 2005,
Kataster 2694, EGRID CH1 43199778325'
Grundbuch Egllsau

Last zugunsten Gemeinde Eglisau,
besondere Rechtsform,
utD cHE-1 14.859.584

Last zugunsten Gemeinde Eglisau,
besondere Rechtsform, UID CHE-
114.859.584

Recht zulasten Blatt 1533, Kataster 2695,
EGRID CH1 583997731 47, Grundbuch
Eglisau

Recht und Last zugunsten und zulasten
Blatt 1533, Kataster 2695,
EGRID CH158399773147,
Grundbuch Eglisau und Blatt 2005,
Kataster 2694, EGRID CH1 43 19977 8325'
Grundbuch Eglisau

Last zugunsten Kanton Zürich,
besondere Rechtsform,
utD cHE-114.809.327

Last zugunsten Blatt 1533, Kataster 2695,
EGRID CH 1 583997731 47, Grundbuch
Eglisau

Last zugunsten Blatt 1533, Kataster 2695'
EGRID CH1 58399773147, Grundbuch
Eglisau

Last zugunsten Blatt 1533, Kataster 2695'
EGRID CH1 583997731 47, Grundbuch
Eglisau

10.

11

12.

13

14.

15.

5

6.

7

B,

I
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Lastenvezeichnis

B. Andere Lasten
ndlasten

Rang im Verhältnislnhalt der Last und Datum der
ründuBezeichnung der berechtigten GrundstückeNr

Den Grundpfandrechten
vorgehend.

Den Grundpfandrechten
nachgehend.

Den Grundpfandrechten
nachgehend.

Den Grundpfandrechten
nachgehend.

Grunddienstbarkeit
Überbaurecht für Erdanker
Dat. 23.05.2003,
ERErD CH7326-0000-001 6-75364

Verfügungsbeschränkung infolge Pfand-
verwertung
DaL.20.10.2025
ERErD CH7326-0000-0023-19360

Personaldienstbarkeit
Leitungsbaurecht für Kabelleitungen
der Lichtsignalanlage
Vertragsabschluss am 1 5. Januar 2026'
Die Eintragung der Dienstbarkeit.erfolgt
gemäss Vertrag nach erfolgter
Bauvollendung.

Eine Eintragung i.S.v. VZG 68 Abs. 2
durch das Betreibungsamt erfolgt nicht.

Abtretu ngsvertrag; Landabtretung
Vertragsabschluss am 15. Januar 2026
Abtretungsobjekt: Kataster 2694,
Land in der Gewerbezone (Gemeinde
Eglisau), Abtretungsfläche ca. 90 m2,

Fr. 410.00 / m2, total CHF 36'900.00'

Teilauszug aus dem Vertraq:

<Die Landentschädigung von ca. CHF
36'900.00 wird ab dem Dätum der
tatsächlichen lnanspruchnahme (Bau-

beginn durch den Kanton Zürich bis zur
Auszahlung mit 5 % verzinst. Die Aus-
zahlung erfolgt spätestens anlässlich des
grundbuchlichen Vollzugs (Eigentums-
übertragung).

Der Besitzantritt der Abtretu ngsflächen
durch den Kanton Zürich mit Ubergang
von Rechten und Pflichten sowie Nutzen,
Lasten und Gefahr: erfolgt mit
Baubeginn. Die Anmeldung der
Eigentumsübertragung erfolgt nach
Bauvollendung resp. Vorliegen der
Mutation.

Weiter auf der Folgeseite.

Recht zulasten Blatt 1 535, Kataster 2450,
EGRID CH899977773127, Grundbuch
Eglisau

Zugunsten EFG Bank AG, Zürich,
utD-105.956.745

Nicht im Grundbuch eingetragene Lasten

Last zugunsten Kanton Zürich,
besondere Rechtsform,
urD cHE-'|14.809.327

Last zugunsten Kanton Zürich,
besondere Rechtsform,
urD cHE-114.809.327

Vormerkungen

Grundlasten

Keine.
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Lastenverzeichnis

B. Andere Lasten
G

n
Rang im.Verhältnis

zu den
lnhalt der Last und Datum der

Bezeichnung der berechtigten GrundstückeNr

Dieser Abtretungsvertrag gilt als
Rechtsgrundausweis für die
ausserbuchliche Eigentumsübertrag u ng

(vgl. Art. 656 Abs. 2 ZGB; S 243 EG

ZGBIZH, Kreisschreiben 391 der
Baudirektion des Kantons Zürich vom 9
Mai 201 1). Die Grundbuchanmeldung
(inklusive Pfandänderungen,
Bereinigungen, usw.) erfolgt durch den
Kanton Zürich.>

Eine Eintragung i.S.v. VZG 68 Abs. 2
durch das Betreibungsamt erfolgt hicht.

Freundliche Grüsse
Betreibungsamt Rafzerfeld

eam
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 Form. VZG 7ab VGBZ12 EDV 7013 

Betreibungs- und Gemeindeammannamt Rafzerfeld 
Obergass 17, Postfach, 8193 Eglisau 
 
043 422 35 90 
betreibungsamt@eglisau.ch 
Postkonto IBAN CH32 0900 0000 8000 6109 9 
 

Grundpfandverwertung 
 
 
Schuldnerin 
Segilo SA, c/o N.A.T. Services SA, Rue de Jargonnant 2, 1207 Genf 

Pfandeigentümerin 
Segilo SA, c/o N.A.T. Services SA, Rue de Jargonnant 2, 1207 Genf 

Tag und Zeit der Steigerung 
Mittwoch, 21. Oktober 2026, 14.00 Uhr 

Steigerungslokal 
Aula (Erdgeschoss), Schulhaus Schlafapfelbaum, Rafzerstrasse 2, 8193 Eglisau 

Eingabefrist 
Bis 18. Juni 2026 

Auflegung der Steigerungsbedingungen und des Lastenverzeichnisses 
17. August 2026 bis 26. August 2026 

Besichtigungen 
Auf Anfrage möglich (Termine werden individuell vereinbart). Die öffentlich zugänglichen Teile des 
Gebäudes können während den regulären Öffnungszeiten ohne Anmeldung besichtigt werden. 

Grundstücke  
Grundbuch Blatt 2005, EGRID CH143199778325, Eglisau, Sandgruebstrasse 1, 8193 Eglisau 
 
Kataster 2694, Plan 26, Sandgrueb 
 
Gesamtfläche, 5'928 m2 
 
Bodenbedeckung: 
Gebäude Handel, Nr. 05501263, Sandgruebstrasse 1, 2'131 m2 
Befestigte Fläche, 2'799 m2 
Gartenanlage, 998 m2 

Grenzen laut Grundbuchplan. Anmerkungen, Vormerkungen und Dienstbarkeiten laut Grundbuchauszug. 

Weitere Informationen (insbesondere die Marktwertschätzung) zum Steigerungsobjekt finden Sie (ab dem 
29. Mai 2026) unter https://www.homegate.ch. 
 



Steigerungspublikation / Grundstückverwertung 
 
 

 Form. VZG 7ab VGBZ12 EDV 7013 

 

Rechtskräftige betreibungsamtliche Schätzung 
Fr. 7'000'000.00 
 
Die Verwertung erfolgt auf Verlangen der Grundpfandgläubigerin an 1. Pfandstelle.  

Der Ersteigerer hat an der Steigerung, unmittelbar nach dem dritten Aufruf und vor dem Zuschlag, eine 
unverzinsliche Anzahlung von Fr. 500'000.00 wie folgt zu leisten:  
 
a) durch Vorlegung eines unwiderruflichen Zahlungsversprechens einer dem Bundesgesetz über die 
 Banken und Sparkassen (Bankengesetz; BankG; SR 952.0) unterstehenden Bank zugunsten des 
 Betreibungsamtes Rafzerfeld, welches einzig unter der Bedingung der Erteilung des Zuschlags 
 stehen darf und im Übrigen unbedingt sein muss, oder 
 
b) bis maximal Fr. 100'000 in bar, im Übrigen gemäss lit. a oben (vgl. Art. 136 Abs. 2 SchKG).  

Die Anzahlung kann auch beim Betreibungsamt Rafzerfeld im Voraus mittels Überweisung (IBAN CH32 
0900 0000 8000 6109 9, Vermerk: Anzahlung Grundstücksteigerung für den Fall des Zuschlags) oder bis 
zum Maximalbetrag von Fr. 100‘000.00 in bar hinterlegt werden. Die Gutschrift auf dem Konto des 
Betreibungsamtes hat spätestens zwei Arbeitstage vor der Versteigerung und die Hinterlegung in bar 
spätestens am Arbeitstag vor der Versteigerung zu erfolgen. Erfolgt die Gutschrift bzw. Hinterlegung in bar 
später, gilt die Anzahlung als nicht geleistet und ist an der Steigerung selbst wie oben beschrieben 
(gegebenenfalls nochmals) zu leisten. Eine solche Vorauszahlung wird nicht verzinst und dem Einzahler 
innert 20 Tagen nach der Grundstücksteigerung zurückerstattet, falls ihm das Grundstück nicht 
zugeschlagen wird.  

Personen, die als Stellvertreter in fremdem Namen, als Mitglied einer Rechtsgemeinschaft oder als Organ 
einer juristischen Person bieten, haben sich unmittelbar vor dem Zuschlag über ihre Vertretereigenschaft 
auszuweisen. Vertreter von Vereinen und Stiftungen haben sich zusätzlich über ihre Vertretungsbefugnis 
auszuweisen. Handelsgesellschaften und Genossenschaften haben zudem unmittelbar vor dem Zuschlag 
einen Handelsregisterauszug vorzulegen. 

Es wird ausdrücklich auf das Bundesgesetz über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im 
Ausland (BewG) sowie auf die Verordnung über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im 
Ausland (BewV) aufmerksam gemacht. 

Wir fordern hiermit die Pfandgläubiger (und die übrigen Beteiligten) auf, ihre Ansprüche am Grundstück, 
insbesondere auch für Zinsen (beim Schuldbrief gemäss Art. 818 Abs. 1 Ziff. 3 ZGB nur die tatsächlich 
geschuldeten Zinsen) und Kosten, bis zum 18. Juni 2026 beim Betreibungsamt Rafzerfeld, anzumelden 
und gleichzeitig anzugeben, ob die Kapitalforderung schon fällig oder gekündigt ist, allenfalls für welchen 
Betrag und auf welchen Termin.  

Innert der Frist nicht angemeldete Ansprüche sind, soweit sie nicht durch die öffentlichen Bücher 
festgestellt sind, von der Teilnahme am Ergebnis der Verwertung ausgeschlossen. Ebenso haben 
Faustpfandgläubiger von Pfandtiteln ihre Faustpfandforderungen anzumelden. 

Im Übrigen wird auf die später folgenden Steigerungsbedingungen verwiesen.  

Eglisau, 29. Mai 2026 
Betreibungsamt Rafzerfeld 
Marco Keyerleber, Gemeindeammann 

 

 





















































Grundbuchamt Eglisau

1t4

EGRID

cH143159778325

Grundbuch letatt

l,oo,Eglisau

Grundstücksbeschreibun g

Anderung

Mutation

Bestandesände-
rung

BelegDatum

22.11.2021

Beschreibung

Kataster 2694,Plan 26, Sandgrueb

Gesamtfläche

Gebäude
Gebäude Handel, Nr. 05501263, Sandgruebstrasse 1

Bodenbedeckung
Gebäude
befestigte Fläche
Gartenanlage

Fläche

m2

28

31

31
oo

98

a

59

21

21

27
9

ha

Eigentum

BemerkungenBeleg

270

Datum

15.07.2013

Bezeichnung

SEGILO SA, Aktiengesellschaft (AG), Eglisau, CHE-145.342.549, clo N.A.T. Services SA, Rue de Jargonnant2,1207
Genöve, Alleineigentum

Ziffer

1

Anmerkungen

BemerkungenEREID

cH7326-0000-00 1 2-30957

cH7326-0000-00 1 2-3 1 049

cH7326-0000-001 2-31 1 50

cH 7326-0000 -00 1 7 -87 87 3

cH7326-0000-0014-1 1 655

Beleg

68

69

't28

26

58

Datum

09.04.2002

09.04.2002

28.05.2003

23.01.2004

11.03.2009

Stichwort

öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkung / Baugesetzgebulg
Revers betr. Pfl ichtabstellpläEe im Baulinienbereich der Sand gruebstrasse

öfientlich-rechtliche Eigentumsbeschränkung / Baugesetzgebung
Beseitigungs- bzw Anpassungsrevers wegen Parkplätze im Bauliniengebiet der Zürcherstrasse.

öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkung / Baugesetzgebung
Beseitigungs- bzw. Anpassungsrevers wegen Unterstände im Bauliniengebiet der Zürcherstrasse.

öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkung / Förderung der Land- und Forstwirtschaft
Mitglied der Unterhaltsgenossenschaft Eglisau

öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkung / Baugesetzgebung
Beseitigungs- bzw. Anpassungsrevers wegen Bauteile im Baulinienbereich.

Rechtswirksame Eintragungen 07.01.2025, 14.43 Uhr



Grundbuchamt Eglisau

2t4

EGRID

cH143199778325

Blatt

2005

Grundbuch

Eglisau

Anmerkungen

BemerkungenEREID

cH7326-0000-0020-60656

Beleg

156

Datum

07.06.2022

Stichwort

andere / Beschränkung der Verfügungsbefugnis
Grundbuchspene
Weiteres: nicht öffentlich

Vormerkungen

BemerkungenEREIDBelegDatumStichwort

keine

Dienstbarkeiten

BemerkungenEREID

cH7326-0000-001 6-55261

cH7326-0000-001 6-91 968

cH7326-0000-001 6-75263

cH7326-0000-001 9-56871

cH7326-0000-00 1 9-56770

cH7326-0000-001 6-481 62

cH7326-0000-001 6-48263

cH7326-0000-001 9-56669

cH7326-0000-001 6-48364

Beleg

132

15

181,185

114

115

67

67

101

118

Datum

17.10.1959

18.02.1988

06.09.1996

28.05.1997

28.05.1997

09.04.2002

09.04.2002

07.05.2003

23.05.2003

Stichwort

Personaldienstbarkeit
Durchleitungsrecht fiir Telefonanlage (Bezirkskabel Bülach - Eglisau)

Personaldienstbarkeit
Leitungsbaurecht fiir unterirdische Kabelrohranlage mit Einstiegschächten

Grunddienstbarkeit
Gegenseitiges Fuss- und Fahnvegrecht

Personaldienstbarkeit
Durchleitungsrecht ftir Wasserleitung

Personaldienstbarkeit
Durchleitungsrecht für Kanalisationsleitung

Grunddienstbarkeit
Baurecht für Schutzraum-Notausstieg

Grunddienstbarkeit
Gegenseitiges Grenzbau- und Zugangsrecht

Personaldienstbarkeit
Öffentliches Fusswegrecht

Grunddienstbarkeit
NuEungsbeschränkung

Recht / Last

Last

Last

Recht / Last

Last

Last

Recht

Recht / Last

Last

Last

Rechtswirksame Eintragungen 07 .o1.2025, 14.43 Uhr



Grundbuchamt Eglisau

3t4

EGRID

cH143199778325

Blatt

2005

Grundbuch

Eglisau

Dienstbarkeiten

BemerkungenEREID

cH7326-0000-001 6-48465

cH7326-0000-001 6-48566

cH7326-0000-00 1 6-75364

Beleg

119

119

120

Datum

23.05.2003

23.05.2003

23.05.2003

Stichwort

Grunddienstbarkeit
Grenzbaurecht für Autounterstand und Recht zur Mitbenützung der Abschlusswand für statische
und bauliche Zwecke mit Regelung der Unterha tspflicht

Grunddienstbarkeit
Grenzbaurecht für Tiefgarage und Recht zur MitbenüEung der Abschlusswand für statische und
bauliche Zwecke mit Regelung der Unterhaltspfficht

Grunddienstbarkeit
Überbaurecht für Erdanker

Recht / Last

Last

Last

Recht

Grundlasten

BemerkungenEREIDBelegDatumStichwort

keine

Recht / Last

Grundpfandrechte

BemerkungenEREID

cH7326-0000-0001 -27355

Beleg

"146

Datum

30.06.2014

Pfandstelle

1

Zins o/o

M10

Pfandsumme CHF

6'000'000.00

Art / Gläubiger

Schuldbrief / Papier-l nhaberschuldbrief
Gläubigenegister
BSI SA, Zweigniederlassung (ZN), Genöve, CHE-330.447.413, bou-
levard du Th6ätre 8, 1204 Genöve *

Bemerkungen

Betrift EREIDBelegDatumBezeichnung

keine

Zilfer

Rechtswirksame Eintragungen 07.01.2025,14.43 Uhr



Grundbuchamt Eglisau

4t4

EGRID

cH143199778325

Blatt

200s

Grundbuch

Eglisau

EREID

Erläuterungen

EGRID

Aren

Eidgenössische Grundstückidentifi kation

Eidgenössische Rechteidentifi kation

Frau

Hektaren

Mann

Maximalzinsfuss

Quadratmeter

Auszugsart

Erstellungszeitpunkt

Führungsart

Erwerbsart

Anmerkungen

Vormerkungen

Dienstbarkeiten

Grundlasten

Grundpfandrechte

Weiteres

Auszug

07.01.2025,14.43 Uhr

eidgenössisch

unterdnickt

ohne Gegeneinträge / Personen

ohne Gegeneinträge / Personen

ohne Gegeneinträge / Personen

ohne Gegeneinträge / Personen
* ohne Grundbuchwirkung

aktuelle Adressen anzeigen; Kataster anzeigen

lZahtl

F

ha

M

M

m2

Rechtswirksame Eintragungen 07.01.2025,14.43 Uhr



Auft ragsn ummer 425-000028
Auszug 2025fi6

Gebühr CHF 55.00

GRUN

Coll


